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1 Einleitung 

Die Akkreditierung von Bachelor- und Master-Studiengängen wird in den län-

dergemeinsamen Strukturvorgaben der Kultusministerkonferenz (KMK) vom 

10.10.2003 – in der jeweils gültigen Fassung verbindlich vorgeschrieben und 

in den einzelnen Hochschulgesetzen der Länder auf unterschiedliche Weise als 

Voraussetzung für die staatliche Genehmigung eingefordert. 

Die Begutachtung des Studiengangs durch die Gutachter und die Akkreditie-

rungsentscheidung der Akkreditierungskommission der AHPGS orientiert sich 

an den vom Akkreditierungsrat in den „Regeln für die Akkreditierung von Stu-

diengängen und für die Systemakkreditierung” (beschlossen am 08.12.2009 

i.d.F. vom 23.02.2012, Drs. AR 25/2012) vorgegebenen Kriterien. Von Be-

deutung ist dabei, ob der zu akkreditierende Studiengang ein schlüssiges und 

kohärentes Bild im Hinblick auf gesetzte und zu erreichende Ziele ergibt. 

Die Durchführung des Akkreditierungsverfahrens erfolgt in drei Schritten: 

- Antragstellung durch die Hochschule 

Die Geschäftsstelle prüft den von der Hochschule eingereichten Akkreditie-

rungsantrag und die entsprechenden Anlagen auf Vollständigkeit und bezo-

gen auf die Erfüllung der Kriterien des Akkreditierungsrates und der Vorga-

ben der Kultusministerkonferenz. Sie erstellt dazu eine zusammenfassende 

Darstellung (siehe 2.- 5.), die von der Hochschule geprüft und frei gegeben 

und nach der Freigabe zusammen mit allen Unterlagen den Gutachtern zur 

Verfügung gestellt wird. 

- Vor-Ort-Begutachtung (Peer-Review) 

Die Vor-Ort-Begutachtung umfasst Gespräche mit der Hochschulleitung, 

den Dekanen, den Programmverantwortlichen und den Studierenden. Sie 

liefert der Gutachtergruppe über die schriftlichen Unterlagen hinausgehende 

Hinweise zum Studiengang. Aufgabe der Gutachter im Rahmen der Vor-

Ort-Begutachtung ist die Überprüfung und Beurteilung der Kriterien des Ak-

kreditierungsrats für die Akkreditierung von Studiengängen. Die Gutachter-

gruppe erstellt nach der Vor-Ort-Begutachtung auf der Basis der Analyse 

des Antrags und der eingereichten Unterlagen sowie der Ergebnisse der 

Vor-Ort-Begutachtung einen Gutachtenbericht (siehe 6.), der zusammen 

mit allen von der Hochschule eingereichten Unterlagen als Grundlage für 

die Akkreditierungsentscheidung der Akkreditierungskommission (siehe 7.) 

dient. 
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- Beschlussfassung der Akkreditierungskommission der AHPGS 

Die Beschlussfassung der Akkreditierungskommission erfolgt auf der Basis 

der von der Hochschule eingereichten Unterlagen, der von der Geschäfts-

stelle erstellten zusammenfassenden Darstellung, dem abgestimmten Gut-

achtervotum der Vor-Ort-Begutachtung sowie unter Berücksichtigung der 

ggf. von der Hochschule nachgereichten Stellungnahme zum sachlichen 

Teil des Gutachtens bzw. nachgereichten Unterlagen. 
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2 Allgemeines 

Der Antrag der Fachhochschule Köln auf Akkreditierung des konsekutiven 

Master-Studiengangs „Beratung und Vertretung im Sozialen Recht” wurde am 

28.02.2013 in elektronischer und schriftlicher Form bei der Akkreditierungs-

agentur für Studiengänge im Bereich Gesundheit und Soziales (AHPGS) zu-

sammen mit dem Antrag auf Akkreditierung des Bachelor-Studiengang „Päda-

gogik der Kindheit und Familienbildung“ eingereicht. Der 

Akkreditierungsvertrag zwischen der Fachhochschule Köln und der AHPGS 

wurde am 13.02.2013 unterzeichnet. 

Am 16.04.2013 hat die AHPGS der Fachhochschule Köln „Offene Fragen” 

bezogen auf den Antrag auf Akkreditierung des konsekutiven Master-

Studiengangs „Beratung und Vertretung im Sozialen Recht” mit der Bitte um 

Beantwortung zugeschickt. Am 13.05.2013 sind die Antworten auf die Offe-

nen Fragen (AOF) bei der AHPGS eingetroffen. 

Die Freigabe der Zusammenfassenden Darstellung durch die Hochschule er-

folgte am 12.06.2013. 

Neben dem Antrag auf Akkreditierung des konsekutiven Master-Studiengangs 

„Beratung und Vertretung im Sozialen Recht”, den Offenen Fragen und den 

Antworten auf die Offenen Fragen finden sich folgende Anlagen (die von den 

Antragstellern eingereichten Unterlagen sind im Folgenden durchlaufend num-

meriert): 

Anlage 1:  Modulhandbuch 

Anlage 2:  Modulübersicht 

Anlage 3:  Studienverlaufsplan 

Anlage 4:  Prüfungsordnung vom 19.01.2012 

Anlage 5:  Rechtsprüfung der Prüfungsordnung 

Anlage 6: Diploma Supplement (engl.) 

Anlage 7:  Lehrverflechtungsmatrix 

Anlage 8:  Förmliche Erklärung der Hochschulleitung 

Anlage 9:  Kurzbiographien der Lehrenden 

Anlage 10:  Hochschulentwicklungsplan 

Anlage 11:  Evaluationsordnung vom 10.06.2008 

Anlage 12  Fakultätsentwicklungsplan 

Anlage 13:  Überblick über Zusatzangebote der Fakultät 

Anlage 14:  Berufungsordnung 



Allgemeines 

 
7 

Anlage 15:  Hochschulstatistik über die wesentlichen Eckdaten der Fachhochschu-

le Köln des akademischen Jahres 2011/12 

Anlage 16:  Auswertung der Abschlussevaluation des Master-Studiengangs 

Anlage 17:  Auswertung der Evaluation des Masteralumnitages 2012 

Anlage 18:  Daten der Studierendenbefragung 

Anlage 19:  2. Satzung zur Änderung der Prüfungsordnung 

Anlage 20:  Aktueller Flyer des Studiengangs 

Anlage 21: Ergebnis Verbleibsstudie 

Anlage 22: Umsetzung der Empfehlungen der letzten Reakkreditierung 

Anlage 23:  Bewertungsbericht Erstakkreditierung 

Anlage 24:  Ergebnisse der Verbleibstudie der allgemeinen Studierendenbefragung 

Die Durchführung des Akkreditierungsverfahrens erfolgt auf Grundlage der 

vom Akkreditierungsrat vorgegebenen „Regeln für die Akkreditierung von Stu-

diengängen und für die Systemakkreditierung” (beschlossen am 08.12.2009 

i.d.F. vom 23.02.2012, Drs. AR 25/2012). 

Am 16.07.2013 fand die Vor-Ort-Begutachtung statt. Der Antrag, die ergän-

zenden Erläuterungen sowie das Ergebnis der Vor-Ort-Begutachtung bilden die 

Grundlage für den Akkreditierungsbericht. 

Die Akkreditierungskommission der AHPGS hat über den Antrag der Fach-

hochschule Köln, Fakultät für Angewandte Sozialwissenschaften, auf Akkredi-

tierung des konsekutiven Master-Studiengangs „Beratung und Vertretung im 

Sozialen Recht” auf Empfehlung der Gutachtergruppe positiv Beschluss ge-

fasst und spricht die Akkreditierung mit Auflagen für die Dauer von 7 Jahren 

bis zum 30.09.2020 aus. 
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3 Fachlich-inhaltliche Aspekte 

3.1 Struktur des Studiengangs und fachlich-inhaltliche Anforderungen 

Der Master-Studiengang „Beratung und Vertretung im Sozialen Recht” der 

Fachhochschule Köln wurde am 12.02.2009 mit drei Auflagen bis zum 

30.09.2013 akkreditiert (vgl. Anlage 1). Die Auflagen wurden am 17.12.2009 

als erfüllt bewertet. 

Der von der Fachhochschule Köln, Fakultät für Angewandte Sozialwissen-

schaften, angebotene Master-Studiengang „Beratung und Vertretung im Sozia-

len Recht” ist ein Vollzeitstudiengang, der 120 Credits nach dem ECTS (Euro-

pean Credit Transfer System) umfasst und eine Regelstudienzeit von vier 

Semestern aufweist. Ein ECTS-Credit entspricht 30 Stunden studentischem 

Arbeitsaufwand. Der Gesamtworkload von 3.600 Stunden untergliedert sich in 

544,5 Stunden Präsenzzeit, 2.695,5 Stunden Selbstlernzeit inkl. Zeit für die 

Erstellung der Abschlussarbeit und das Kolloquium sowie Praxisstudium im 

Umfang von 360 Stunden. Für das Abschlussmodul sind 26 ECTS-Credits 

vorgesehen. Pro Semester werden zwischen 29 und 31 Credits vergeben. Bei 

erfolgreichem Studienabschluss wird der Abschlussgrad „Master of Arts” 

(M.A.) vergeben (vgl. Antrag A1.4). Die Master-Urkunde und das Master-

Zeugnis werden durch ein Diploma Supplement ergänzt (vgl. Anlage 6). Dieses 

gibt Auskunft über das dem Abschluss zugrunde liegende Studium. 

Erstmalig angeboten wurde der Master-Studiengang zum Wintersemester 

2004/2005. 

Die Änderungen zwischen dem erstakkreditierten und dem hier zur Reakkredi-

tierung vorliegenden Studiengang als Ergebnis der Auswertung von Semester-

abschlussgesprächen und Dozentenkonferenzen werden in den AOF unter 

Antwort 1 skizziert. Neben der Einführung einer Eignungsfeststellungsprüfung 

wurden eine Anpassung der ECTS-Punkte sowie die Einführung des Moduls M 

11 Sozialpolitik vorgenommen. Ebenfalls geändert wird ab dem nächsten Win-

tersemester die Aufnahme des Donnerstags als zusätzlicher Studientag. 

Für den Studiengang stehen 30 Studienplätze jeweils zum Wintersemester zur 

Verfügung. Bis zum Wintersemester (WS) 2008/09 wurde der Studiengang in 

zweijährigem Turnus angeboten, danach wurde eine Studierendenkohorte pro 

Studienjahr aufgenommen. 
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Bislang (ab dem WS 2008/2009) wurden 32 Studierende im WS 2008/09, 29 

Studierende im WS 2009/10, 31 Studierende im WS 2010/11 und 25 Studie-

rende im WS 2011/12 aufgenommen. Im WS 2012/2013 wurden 31 Studie-

rende eingeschrieben. Damit liegt die berechnete Auslastung in den letzten 

fünf Jahren bei 99 Prozent (vgl. Antrag, A5.6). Die angebotenen Studienplätze 

waren – betrachtet man die Bewerberzahlen – jeweils durchschnittlich doppelt 

überbucht. Die Zahlen werden ebenda dargelegt. Bei Betrachtung des Akkredi-

tierungszeitraums haben 41 Studierende den Studiengang erfolgreich absol-

viert (insgesamt seit 2004/2005: 58). Hinzuweisen ist darauf, dass „die Quote 

derjenigen, die ihr Studium in der Regelstudienzeit beendet haben, (…) bei 

2,4% [liegt], d.h. dass lediglich einer der 41 AbsolventInnen der Jahrgänge 3 

und 4 [WS 2008/2009 und WS 2009/20010] das Studium innerhalb der Re-

gelstudienzeit von 4 Semestern absolviert hat“ (Antrag, A5.6). Die Hochschule 

führt diesbezüglich aus, dass vermutlich ein Großteil der Studierenden die 

Anfertigung der Masterthesis vor allem aufgrund beruflicher Belastungen im 5. 

Semester vornehmen. Im Antrag unter A5.6 sowie in Anlage 15 finden sich 

weitere Erläuterungen zu den Statistiken zu Studienplatzbewerbungen, An-

nahmeverhalten, Studierendenzahlen und Absolvierendenzahlen bezogen auf 

den zu akkreditierenden Studiengang. In den AOF unter Antwort 13 wird dar-

gelegt, dass die Abbrecherquote bei 7% liegt. Gründe dafür liegen laut Hoch-

schule in der Überlastung eines Vollzeitstudiums bei gleichzeitiger Berufstätig-

keit sowie zum Teil neu aufgenommener Berufstätigkeit (vgl. ebd. sowie 

Antwort 2). 

Unter Anlage 16 finden sich Evaluationsergebnisse der Absolventenbefragung 

des fünften Durchgangs (Studienbeginn im WS 2011/2012) (n = 18): „Die 

aktuelle Abschlussevaluation ergab folgende Zufriedenheitswerte: mit der 

Informationskultur (Mittelwert 2,3) und der Leitung und Koordination des Stu-

diengangs (Mittelwert 2,1)“ (Antrag, A5.7). Unter Anlage 21 finden sich Er-

gebnisse der Verbleibstudie (Jahrgänge WS 2006/07 bis WS 2009/10, n = 

13). Eine detaillierte Auswertung der Ergebnisse findet sich im Antrag unter 

A5.4. Beispielsweise geben fast alle Befragten an, dass „die erste Stelle nach 

Studienabschluss den beraterischen und rechtlichen Fähigkeiten angemessen 

oder höchst angemessen war“ und weiter: „Die Befragten fühlen sich durch 

den Studiengang in den verschiedenen Kompetenzbereichen überwiegend gut 

vorbereitet. Die Fähigkeit zur Selbstreflexion sowie die rechtlichen Kompeten-

zen stechen leicht heraus“ (Antrag, A5.4). 
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Das laut Hochschule zentrale Ziel des Studiengangs ist die Vermittlung vertief-

ter rechtlicher Kenntnisse und der Erwerb von Kompetenzen in Beratung, Me-

diation und Interessenvertretung (vgl. näher Antrag, A2.1).  

Für den Master-Studiengang „Beratung und Vertretung im Sozialen Recht” 

werden keine Studiengebühren erhoben (vgl. Antrag A1.10). Es wird jedoch 

ein Semesterbeitrag aktuell in Höhe von 219,35 Euro (Sozialbeitrag für das 

Kölner Studentenwerk, Semesterticket Köln, NRW-Semesterticket, AStA-

Beitrag sowie Solidaritätsbeitrag) erhoben.  

Im Antrag unter A1.14 werden verschiedene Module hinsichtlich der enthalte-

nen internationalen Aspekte erläutert. Hervorzuheben ist insbesondere das 

„Europäische Kooperationsseminar“ (Modul 18), in dem „eine Auseinanderset-

zung mit der Europäisierung und Internationalisierung der Sozialen Arbeit im 

Mittelpunkt [steht]. Im Rahmen einer Exkursion werden die Studierenden für 

diese nationalstaatlichen Unterschiede im europäischen Kontext’ sensibilisiert“ 

(ebd.). 

Laut Hochschule besteht die Möglichkeit, die Praxisphasen im Ausland zu 

verbringen oder ein Semester im Ausland zu absolvieren. Regelungen diesbe-

züglich finden sich in der Prüfungsordnung, § 4, Abs. 3. Die Anrechnung von 

im Ausland besuchten Modulen wird frühzeitig geprüft. Bei Ihrem Vorhaben, 

ein Auslandspraktikum oder ein Auslandssemester zu absolvieren werden die 

Studierenden von dem Internationalisierungsbeauftragten der Fakultät, dem 

Praxisreferat der Fakultät oder dem International Office der FH Köln unter-

stützt (vgl. Antrag, A1.15). 

„Das Studium umfasst einen studiumsbegleitenden Praxisteil (Modul 20) von 

360 Zeitstunden (210 Stunden Praxiszeit plus Dokumentation und theoreti-

scher Aufarbeitung). Die Studierenden erfassen ihre Praxiserfahrung in 3 Fall-

berichten, welche die Grundlage des nachfolgenden integrativen Fallseminars 

(Modul 13) bilden. Die Erfahrungen in der Praxisphase fließen in die Bera-

tungsmodule ein. Hier werden die Erfahrungen und Fragen der Studierenden 

aufgegriffen und theoretisch untersucht und ggf. supervisorisch aufgearbeitet“ 

(Antrag, A1.18). 

Laut Hochschule verfügt die Mehrheit der Lehrenden über eigene Praxiserfah-

rung, wodurch der Einbezug aktueller Praxisbeispiele sowie die Reflexion der 

Fälle ermöglicht werden. Darüber hinaus erhalten die Studierenden die Mög-
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lichkeit, konkrete theoretische Inhalte in der Praxis anzuwenden (Projektsemi-

nare in Modul 16 oder das europäische Kooperationsseminar). 

„Da die Studierenden die Praxiserfahrungen entweder bei ihren aktuellen Ar-

beitgebern oder in einschlägigen Praktikumsstellen machen, sind sie dazu auf-

gerufen, ihre Praxis- und Arbeitsstellen dahingehend zu überprüfen, ob sie 

ihnen ausreichend Zugang für Fälle ermöglicht, welche den Vorgaben des 

integrativen Fallseminares entsprechen. Die Praktikumsstellen sollten Bera-

tungsmöglichkeiten bieten wie z.B. die Schuldnerberatung oder die Beratung 

von MigrantInnen, Bei der Auswahl geeigneter Praktikumsstellen leistet die 

Studiengangsleitung Hilfestellung“ (Antrag, A1.18). 

An der Fakultät sowie im Studiengang wird „Ilias“ als mediale Lernplattform 

genutzt. Die Studienstruktur des Studiengangs ist bei Ilias abgebildet, so dass 

es „zu jeder Lehrveranstaltung einen passenden Ordner“ (Antrag, A1.17) gibt. 

Über die Plattform haben die Lehrenden die Möglichkeit Lehr- und Lernmateria-

lien (Texte, Skripte, Präsentationen etc.) bereit zu stellen oder Foren einzurich-

ten. Gleichermaßen bestehen diese Möglichkeiten für die Studierenden. Dar-

über hinaus dient die Plattform auch zur allgemeinen Information der 

Studierenden. Formate von E- und Blended Learning sind laut Hochschule 

angestrebt (vgl. ebd.). 

„Eine grundsätzliche forschende Haltung ist als zentrales Element in den Stu-

diengang implementiert. Dies liegt auch darin begründet, dass die Entwicklung 

des Studiengangskonzepts untrennbar an einen intensiven Forschungsprozess 

und dessen Ergebnis geknüpft war (…). Dieser Forschergeist ist von Beginn in 

die Konzeptualisierung des Studiengangs und in das Selbstverständnis der 

Lehr-Lern-Architektur des MA BVSR eingeflossen“ (Antrag, A1.19). Laut 

Hochschule ist der Studiengang mit wissenschaftlichen Forschungsschwer-

punkten der Fakultät verbunden. Neben der Einbindung der Studierenden in die 

Forschungsprojekte der Lehrenden fördern die Dozenten die Einbindung der 

Masterthesis in die Praxis öffentlicher und freier Träger der Sozialen Arbeit 

durch Vermittlung von Kontakten zu potentiellen Projektpartnern und durch 

Unterstützung der Studierenden bei der Entwicklung geeigneter forschungsge-

leiteter Fragestellungen (vgl. näher ebd.). 
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3.2 Modularisierung des Studiengangs 

Der Master-Studiengang „Beratung und Vertretung im Sozialen Recht“ umfasst 

insgesamt 24 Module von denen 21 Module absolviert werden müssen. Bei 

acht Modulen bestehen Wahlmöglichkeiten. 

Pro Semester sind maximal 31 Credits zu absolvieren (vgl. Anlage 3). Erläute-

rungen zur Modularisierung im Studiengang finden sich in den AOF unter den 

Antworten 3 - 6. 

Folgende Module werden angeboten: 

# Titel CP Sem.

1 Rechtsverwirklichung und Zivilrecht 5 1 

2 Ausgewählte Rechtsgebiete des Sozialrechts 9 1 

3 Ausgewählte Gebiete der Sozial- und Entwicklungspsychologie 3 1 

4 Person und Rolle im beruflichen Feld – Berufsbezogenes Grup-

pendynamisches Training 

4 1 

5 Beratung und Mediation – Theoretische Modelle 4 1 

6 Ethik und Recht in der Beratung 4 2 

7 Ausgewählte Rechtsgebiete des Sozialrechts 6 2 

8 Gest. Erleben und Verhalten (unter rechtlichen Aspekten) 3 2 

9 Strukturen und Prozesse in Teamarbeit und Organisationen 4 2 

10 Beratung und Mediation 4 2 

11 Sozialpolitik 4 2 

12 Wahlpflichtmodul Zivil- und Sozialrecht 8 3 

13 Integratives Fall- und Supervisionsseminar 6 3 

14 Prof. Formen der Informationsdarstellung und Kommunikation 3 3 

15 Beratung und Mediation 4 3 

16 Integrative Projektseminare 5 3 

17 Masterseminar 3 3 

18 Europäisches Kooperationsseminar 4 4 

19 Master-Thesis inkl. Kolloquium 26 4 

20 Studienbegleitender Praxisteil 12 1-2 

Die Begründung der Hochschule zum Angebot von Modulen mit einem Umfang 

von weniger als fünf ECTS-Credits findet sich in den AOF unter Antwort 4. 

Demnach ergeben die Workloaderhebungen die entsprechende Belastung. 

Weitergehend wird erläutert, dass die ECTS-Punkte zwar unterschiedlich ver-

teilt sind, die Modulanzahl beträgt jedoch 5-6 Module im Semester beträgt, 
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wodurch die Prüfungslast von Seiten der Hochschule als ausgewogen bewer-

tet wird. Die Prüfungen sind laut Hochschule so gestaltet, dass sowohl die 

Prüfungsform als auch die Verteilung angemessen ist. „In den verschiedenen 

Instrumenten der aktuellen Evaluation wurde die inzwischen gelungene Auftei-

lung der Prüfungslast durch die Lernenden bestätigt“ (ebd.). 

Die Modulbeschreibungen finden sich in Anlage 1. Sie enthalten jeweils fol-

gende Angaben: Modulnummer, Modultitel, Modulverantwortlicher, Lehrende, 

Workload, Kontakt- und Selbstlernzeit, Lehrveranstaltungen, Studiensemester, 

Studiengänge, Qualifikationsziele, Inhalte des Moduls, Verwendbarkeit des 

Moduls, Teilnahmevoraussetzungen, Voraussetzungen für die Vergabe von 

Kreditpunkten (Prüfungsform). Das Modulhandbuch soll laut Hochschule struk-

turell an die Gliederung des Studienverlaufsplans angepasst werden. 

Pro Semester sind im Studiengang die folgenden Modulprüfungen zu absolvie-

ren: 

1. Semester: 5 Module (Klausuren, Hausarbeiten/ Referate) 

2. Semester: 7 Module (Klausuren, Hausarbeiten/ Referate) 

3. Semester: 6 Module (Klausuren, Referate, Hausarbeiten, Fallberichte aus 

der Praxis) 

4. Semester: 2 Module (Vortrag/ Moderation eines Tagespunktes/ Abschluss-

bericht für das Internationale Seminar, Masterthesis) (vgl. Antrag, A1.13). 

Die zeitliche Lage der Prüfungsleistung ist von Modul zu Modul individuell, so 

die Hochschule. Insgesamt werden die Prüfungsleistungen so koordiniert, dass 

sie auf das Semester verteilt sind. „Damit sollen Spitzenbelastungen in der 

Prüfungslast vermieden werden“ (ebd.). 

Im Studiengang sind insgesamt 17 der 22 Module mit einer benoteten Prü-

fungsleistung abzuschließen (vgl. Antrag, A1.13). Eine Begründung für die 

Module, die unbenotet abgeschlossen werden, findet sich im Antrag A1.13.  

Modulprüfungen können, wenn sie nicht bestanden sind oder als nicht bestan-

den gelten, zweimal wiederholt werden. (vgl. Anlage 4, § 14). Regelungen 

bzgl. der Ausweisung der ECTS-Einstufung entsprechend den aktuellen Vorga-

ben des ECTS Users’ Guide sind in der Prüfungsordnung bislang nicht getrof-

fen. Die Anrechnung von außerhochschulisch erworbenen Kompetenzen ist 
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bislang noch nicht geregelt, die entsprechende Änderung der Prüfungsordnung 

soll vorgenommen werden. Die Anrechnung von an anderen Hochschulen 

erbrachten Leistungen ist gemäß den Vorgaben der Lissabon-Konvention unter 

§ 10 geregelt. 

Regelungen zum Nachteilsausgleich von Studierenden mit Behinderung und 

chronischer Krankheit hinsichtlich zeitlicher und formaler Vorgaben im Studi-

um, beim Absolvieren von abschließenden oder studienbegleitenden Leis-

tungsnachweisen finden sich in §18, Abs. 4 der Prüfungsordnung (Anlage 4). 

Ein Nachweis über die Rechtsprüfung der Prüfungsordnung findet sich unter 

Anlage 5. 

3.3 Bildungsziele des Studiengangs 

Der konsekutive Master-Studiengang soll auf Professionalisierungsbedarfe in 

bestimmten Bereichen der Sozialen Arbeit reagieren. „So ist ein Mangel an 

Fachkräften auszumachen, die über spezifische Kompetenzen in der psychoso-

zialen Beratung und Vertretung und über besondere Kenntnisse im Sozial-, 

Jugendhilfe- und Familienrecht verfügen. Dieser Studiengang eröffnet Studie-

renden die Möglichkeit, vertiefte Rechtskenntnisse und eine besondere Metho-

denkompetenz in der Beratung, Mediation und Interessenvertretung zu erwer-

ben. Er qualifiziert damit in besonderem Maße für beratungsintensive 

Arbeitsfelder. Hierzu zählen alle Bereiche, in denen Menschen z.B. zu Fragen 

der Sozialleistungen beraten werden, so etwa die Schuldnerberatung, Beratung 

bei Pflegebedürftigkeit, Seniorenberatung, Beratung für Menschen mit Behin-

derung oder im Rahmen der rechtlichen Betreuung. Besondere Beratungskom-

petenz ist auch erforderlich z.B. im Bereich der Schulsozialarbeit, der Klini-

schen Sozialarbeit, der Straffälligenhilfe und im Bereich der Kinder- und 

Jugendhilfe (vgl. Antrag, A2.3, näher auch Antrag, A2.2).  

„Die Vermittlung eines solch spezifischen und zugleich vielfältig transdiszipli-

nären Kompetenzerwerbs ist nur im Rahmen eines Masterstudiengangs um-

setzbar. Die Erfüllung eines solch klar umrissenen Berufs- und Qualifikations-

profils (…) kann nur in einem Studiengang gelingen, welcher die oben 

genannten Studienziele und Leistungsanforderungen in einer Lehr-Lern-

Architektur vermittelt, welche in ihrem fachlich-inhaltlichen sowie methodisch-

didaktischen Anspruch deutlich auf Masterniveau angesiedelt ist“ (ebd.). 
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Das Konzept des Studiengangs wird im Antrag unter A2.3 beschrieben. Dem-

nach werden im ersten und zweiten Semester „fachliche und methodische 

Grundlagen in den Bereichen des Sozialrechts und der Beratung vermittelt. 

Zudem sammeln Studierende im ersten Studienjahr studienbegleitend 210 

Stunden praktische Erfahrungen in der Beratung, Mediation und Vertretung. 

Eine enge Verschränkung von ersten beruflichen Praxiserfahrungen (Praxispha-

se) und deren theoretisch gestützter Aufarbeitung in modernen Lehr-

/Lernarchitekturen stellt einen wichtigen didaktischen Kern des Studiengangs 

dar. So wird in der zweiten Hälfte des Studiums zunehmend das Grundlagen-

wissen aus den beiden Teilbereichen in integrativen Fall- und anwendungsbe-

zogenen Projektseminaren aufeinander bezogen. Dadurch lernen die Studieren-

den das theoretisch erlangte Wissen mit ihren Praxiserfahrungen zu 

verschränken. Insgesamt wird die zu erbringende Transferleistung zwischen 

Theorie und Praxis sowie Rechts- und Beratungsanteilen von Beginn und somit 

bereits in den eher theoretisch orientierten Veranstaltungen der ersten beiden 

Semester angestoßen und im Verlaufe des Studiums in ihrer Multidimensionali-

tät zunehmend vertieft. 

Das europäische Kooperationsseminar, welches im letzten Semester stattfin-

det, stellt hierfür eine wichtige Lehreinheit dar. Die Exkursion bietet den Stu-

dierenden die Möglichkeit, die unterschiedlichen rechtlichen und sozialpoliti-

schen Antworten auf prekäre Lebenslagen im europäischen Vergleich zu 

analysieren. Mit der Masterarbeit und dem daran anschließenden Kolloquium 

wird das Studium abgeschlossen“ (Antrag, A2.3). 

3.4 Arbeitsmarktsituation und Berufschancen 

Der konsekutive Master-Studiengang „Beratung und Vertretung im Sozialen 

Recht“ ist laut Hochschule darauf ausgerichtet, dass die Studierenden nach 

Abschluss des Studiums u. a. in folgenden Bereichen tätig werden: 

- Öffentliche und freie Jugendhilfe 

- Rechtliche Betreuung (Selbständige Tätigkeit oder Beschäftigung bei Be-

treuungsvereinen und -behörden) 

- Vormundschaft, Pflegschaft 

- Schulsozialarbeit 

- Sozialberatung für Menschen mit chronischen Erkrankungen und Behinde-

rungen bei öffentlichen oder freien Trägern und den gemeinsamen örtlichen 

Servicestellen 
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- Sozialberatung bei Arbeitslosigkeit/ Fallmanagement in der Arbeitsförde-

rung 

- Betriebliche Sozialarbeit 

- Drogenhilfe/Suchtberatung 

- Schuldnerberatungsstellen 

- Interkulturelle Beratung/Beratung vom Menschen mit Migrationshintergrund 

- Bewährungshilfe, Gerichtshilfe 

- Soziale Dienste in Krankenhäusern, Pflegeeinrichtungen (Antrag, A3.1). 

Bezogen auf die Arbeitsmarktsituation werden im Antrag unter A3.2 aktuelle 

Studien wiedergegeben. „Insgesamt kann demnach von einem weiteren Zu-

wachs an Stellen im Sozialen Bereich ausgegangen werden. Inwiefern dieser 

Stellenzuwachs aber auch eine weitere Professionalisierung und eine Erhöhung 

der Qualifikationsstandards in der Sozialen Arbeit nach sich ziehen wird, so 

dass sich das Einkommensniveau stabil halten bzw. weiter leicht verbessern 

wird, ist vor dem Hintergrund weitgreifender gesellschaftlicher Umwälzungen 

nicht absehbar“ (ebd.). 

Um Informationen zur aktuellen Arbeitsmarktsituation der Absolventen des 

Master-Studiengangs zu erhalten, wurde im November 2012 eine Absolven-

tenbefragung (n = 13) durchgeführt (vgl. auch Anlagen 21). Die Ergebnisse 

werden im Antrag unter A5.4 zusammenfassend dargelegt. Beispielsweise 

sind 90 Prozent der Teilnehmer berufstätig. Die Absolventen, die vor Studien-

beginn noch keine Stelle hatten, haben spätestens ein halbes Jahr nach Studi-

enabschluss ihre erste Stelle gefunden. Zwei von ihnen haben ihre Stelle auf-

grund des Masterabschlusses und der darin erworbenen Qualifikationen 

erhalten. Dagegen gibt keiner der Befragten an, dass sich durch den Abschluss 

Aufstiegschancen eröffnet oder eine Gehaltserhöhung ergeben hätte. 75 % 

der Befragten geben an, wie ein/e Sozialarbeiter/in mit Bachelorabschluss oder 

Diplom bezahlt zu werden. Weitere Ergebnisse finden sich ebenda. 

3.5 Zugangs- und Zulassungsvoraussetzungen 

In der Prüfungsordnung (vgl. Anlage 4) sind die Zulassungsvoraussetzungen 

unter § 3 geregelt: „(1) Zulassungsvoraussetzungen für das Studium sind der 

Nachweis der erforderlichen fachlichen Qualifikation. (2) Die fachliche Qualifi-

kation wird nachgewiesen durch ein abgeschlossenes Hochschulstudium aus 

den Bereichen der Sozialen Arbeit (Sozialarbeit/ Sozialpädagogik/ Sozialwesen, 

der angewandten Sozialwissenschaften), der Pädagogik, der Gesundheits- und 
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Pflegewissenschaften sowie benachbarter sozialwissenschaftlicher Fächer. Die 

Abschlussnote des Hochschulstudiums muss mindestens „gut“ betragen. Der 

Abschluss ist nachzuweisen durch ein Zeugnis einer Hochschule im Geltungs-

bereich des Grundgesetzes oder eines als gleichwertig anerkannten Studienab-

schlusses einer ausländischen Hochschule. Die Regelstudiendauer dieses Stu-

diums muss mindestens drei Jahre betragen.“ Über diese formalen 

Voraussetzungen hinaus ist eine Darstellung der Motivation für das Studium 

einzureichen. Weitergehend wird ebenda das Auswahlverfahren geregelt, so-

fern mehr geeignete Bewerber als Studienplätze vorhanden sind (vgl. auch 

Antrag, A4.1). 

Im Antrag unter A4.5 begründet die Hochschule die Eingangsqualifikation in 

Relation zum angestrebten Bildungsziel: „Die mit dem Masterstudiengang an-

gestrebte transferierbare Rechtsanwendungs- und integrierte Rechtsbera-

tungskompetenz setzt ein abgeschlossenes Hochschulstudium im sozialen 

Bereich voraus, deren Abschlussnote die Studierenden als herausgehoben gute 

Absolventen ausweist. Die weitere Eignungsfeststellungsprüfung soll eine 

tiefergehende Überprüfung der für den Masterstudiengang notwendigen 

Grundkenntnisse in den relevanten Bereichen Recht und Beratung ermögli-

chen.“ 

Bewerber mit Behinderung oder chronischer Erkrankung zählen zu den Fällen 

außergewöhnlicher Härte. Dieser Personengruppe werden 2% der Studienplät-

ze zugewiesen. Der Nachteilsausgleich ist in § 6, Abschnitt 2 der Verordnung 

über die Vergabe von Studienplätzen in Nordrhein-Westfalen geregelt. 

3.6 Qualitätssicherung 

Die Qualitätssicherung der Fachhochschule Köln ist im Hochschulentwick-

lungsplan (vgl. Anlage 10) dargelegt: „Für die Qualitätssicherung in Studium 

und Lehre nutzt die Fachhochschule Köln (…) ein breites Spektrum an Instru-

menten (Lehrevaluation, Studierendenbefragung, Verbleibstudien, Feedback-

management, externe Gutachten und Rankings). Zukünftig wird die Fachhoch-

schule Köln die Qualität des Lehr- und Studienangebots durch ein integriertes 

Qualitätsmanagement dokumentieren, das Qualitätssicherung und Qualitäts-

entwicklung zum Ziel hat. Hierfür entwickelt sie ihr Qualitätssicherungskon-

zept zu einem prozessorientierten Betreuungs-, Lehr- und Evaluationssystem 

weiter, das die Studierenden entsprechend dem ‚studentischen Lebenszyklus‘ 

vom Übergang in die Hochschule bis zum Übergang in den Arbeitsmarkt be-
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gleitet. Sie wird hierzu ein Kenngrößensystem aufbauen, das ein zeitnahes 

Controlling und Handeln ermöglicht. Die Fachhochschule Köln strebt die Wei-

terentwicklung innovativer Evaluationsmaßnahmen in einzelnen Lehreinheiten 

an, um modellhafte Qualitätssicherungsmethoden zu erarbeiten und in die 

Praxis umzusetzen.“ Zu den Maßnahmen der Qualitätssicherung gehören laut 

Hochschule insbesondere die regelmäßige Erhebung von Daten zur Studieren-

denzufriedenheit und zum Lehrerfolg in Form von Lehrveranstaltungsevaluatio-

nen und allgemeinen Studierenden- und Alumnibefragungen. Weitere Informa-

tionen sind dem Hochschulentwicklungsplan (Anlage 10) und der 

Evaluationsordnung (Anlage 11) zu entnehmen. 

Der zur Reakkreditierung vorliegende Studiengang ist in die Qualitätssiche-

rungsmaßnahmen der Hochschule eingebunden (Lehrevaluation, Studienbefra-

gungen, Feedbackmanagement und Verbleibstudien). 

Neben diesen allgemeinen, studiengangs- und fakultätsübergreifenden Quali-

tätssicherungsmaßnahmen werden studiengangsinterne Maßnahmen zur Quali-

tätssicherung ergriffen: 

- die Durchführung eines Evaluationsworkshops mit den Studierenden, je-

weils zum Ende des Wintersemesters, separat mit jedem Jahrgang und auf 

Grundlage qualitativer Evaluationsmethoden,  

- eine studiengangsinterne Absolventenbefragung, um studiengangsspezifi-

sche, statistische Daten, wie beispielsweise Informationen über die tat-

sächlich gewählten Berufsfelder, zu erheben, 

- ein jährliches Treffen aller Lehrenden im Studiengang, an dem die Rück-

meldungen der Studierenden aus den Evaluationsworkshops vorgestellt und 

Weiterentwicklungsbedarf von Seiten der Lehrenden diskutiert wird (vgl. 

Antrag, A5.3). 

Auch im Antrag unter A5.2 werden die studiengangsbezogenen Maßnahmen 

erläutert: „Als besonders wichtige QM-Maßnahmen des Masterstudiengangs 

‚Beratung und Vertretung im Sozialen Recht‘ sind die Semesterauswertungs-

gespräche zum Ende eines jeden Semesters mit den Studierenden und den 

Lehrenden hervorzuheben. Die Gespräche dienen der Evaluation und Weiter-

entwicklung der Struktur- und Prozessqualität des Studiengangs. Hierzu wer-

den insbesondere die Modulinhalte, die Workloadverteilung und -belastung, die 

Gewichtung und inhaltliche Verzahnung der Module und die Organisationsab-

läufe bewertet. In den einzelnen Lehrveranstaltungen führen die DozentInnen 
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regelmäßig Feedbackrunden durch und kommunizieren diese Ergebnisse an die 

Studiengangsleitung und das Kollegium.“ 

Bezogen auf die Evaluation der Praxisrelevanz wird von Seiten der Hochschule 

die Ergebnisse der Verbleibstudie (vgl. Anlagen 16, 17 und 21) verwiesen 

(Antrag, A5.4). Darüber hinaus weist die Hochschule darauf hin, dass die 

Studiengangsleitung in engem Austausch mit der Praxis steht. „Regelmäßig 

werden Lehraufträge an Personen aus der Praxis der Beratung und des Sozial-

rechts vergeben. Darüber hinaus werden zahlreiche Bemühungen unternom-

men, die Praxisrelevanz des Studiengangs abzusichern“ (Antrag, ebd.). 

Eine Abfrage der Workloadbelastung findet in verschiedenen Instrumenten des 

Evaluationskonzeptes statt, so die Hochschule. Die Abfrage der Arbeitsbelas-

tung im Rahmen der Semesterauswertungsgespräche bestätigen laut Hoch-

schule das angemessene Niveau und die damit einhergehende Arbeitsbelas-

tung. „Die Studierenden zeigen sich (…) mit dem hohen fachlichen 

Anspruchsniveau des Studiengangs sehr einverstanden, verweisen aber zu-

gleich ausdrücklich darauf, dass die Arbeitsbelastung einem Vollzeitstudien-

gang auf Masterniveau entspreche. Zudem könne man sich durch die inzwi-

schen deutlich verbesserte Aufteilung der Prüfungsleistungen über das 

Semester hinweg den Workload gut und mit einer gewissen Flexibilität auftei-

len“ (Antrag, A5.5). Im Antrag unter A5.6 wird angegeben, dass „die Quote 

derjenigen, die ihr Studium in der Regelstudienzeit beendet haben, (…) bei 

2,4% [liegt], d.h. dass lediglich einer der 41 AbsolventInnen der Jahrgänge 3 

und 4 das Studium innerhalb der Regelstudienzeit von 4 Semestern absolviert 

hat. (…) Die aktuelle Abschlusserhebung des Master 5 hat ergeben, dass die 

meisten Studierenden die Anfertigung ihrer Masterthesis vor allem aufgrund 

beruflicher Belastungen (siehe Anlage 2) im 5. Semester vornehmen, d.h. 

Regelstudienzeit + 1.“ 

Die Bewerberlage im Studiengang ist gut. Die angebotenen Studienplätze wa-

ren bei Betrachtung der Bewerberzahlen durchschnittlich doppelt überbucht 

(Antrag, A5.6). Ein weiterer Anstieg der Bewerberzahlen wird aktuell jedoch 

nicht gesehen. 

Laut Hochschule sind auf dem Internettauftritt der Fakultät für Angewandte 

Sozialwissenschaften unter der Rubrik „Studiengänge/MA Beratung und Ver-

tretung im Sozialen Recht“ alle wichtigen Informationen zum Studiengang 

veröffentlicht (Modulhandbuch, die Prüfungsordnung, den Studienverlaufsplan, 
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Informationen zu Stipendien, sowie zu Veröffentlichungen etc., Informationen 

zur Anerkennung der Praxisvorerfahrungen, Zugangsvoraussetzungen, aktuel-

len Termine, Semesterpläne der jeweiligen Semester). Für einen direkten Kon-

takt sind die Daten der Studiengangsleitung und der Studiengangskoordination 

auf der Internetseite des Studiengangs zu finden (vgl. weitergehend Antrag, 

A5.7). 

Die fachbereichsübergreifende Beratungsstelle der Fachhochschule Köln ist die 

zentrale Studienberatung. Hier können sich alle Studieninteressenten über die 

verschiedenen Studiengänge informieren. Ein Großteil der studiengangsspezifi-

schen Beratung (auch der Studieninteressierten) wird durch die Studiengangs-

koordinatorin und die Studiengangsleitung wahrgenommen. Die Studierenden 

haben jeder Zeit die Möglichkeit sich telefonisch, per E-Mail aber auch persön-

lich an die Studiengangskoordinatorin zu wenden. Die Studiengangsleitung 

bietet Sprechstunden an. Die Studierenden können sich zudem direkt per E-

Mail und telefonisch an die Lehrenden des Studiengangs wenden, oder die 

wöchentlichen Sprechstundenzeiten der Lehrenden nutzen (vgl. Antrag, A5.8). 

„Die Chancengleichheit von Frauen und Männern ist an der Fachhochschule 

Köln ein strategisches Ziel ihrer zukunftsfähigen Hochschulentwicklung. Mit 

der Orientierung auf die Prinzipien des Gender Mainstreaming hat sich die 

Fachhochschule Köln entschieden, die Bemühungen um die Verwirklichung der 

Chancengleichheit nicht auf die Durchführung von Sondermaßnahmen für 

Frauen zu beschränken, sondern als Querschnittsaufgabe in alle Entschei-

dungsstrukturen und Entwicklungsprozesse zu integrieren. Das Ziel der Gleich-

stellung ist bei allen ressourcen- und personenbezogenen Entscheidungen der 

Hochschule ausdrücklich zu beachten und in die Verfahren der Qualitätssiche-

rung durchgängig zu integrieren“ (Anlage 10). Bezogen auf den zur Akkreditie-

rung vorliegenden Studiengang bezieht sich die Förderung von Geschlechter-

gerechtigkeit u. a. auf den Versuch, auch männliche Studierende für den 

Studiengang zu gewinnen, so die Hochschule. Darüber hinaus werden zur 

Förderung der Geschlechtergerechtigkeit fakultätsintern Angebote wie bspw. 

Workshops zur Karriereplanung von wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen oder 

Frauenstadtführungen (vgl. näher Antrag, A5.9) gemacht. 

Bezüglich der Chancengleichheit von Studierenden mit besonderen Lebensla-

gen bieten die Fakultät und der Studiengang verschiedene Angebote wie 

bspw. Lernsamstage mit Kinderbetreuung, externe Lernblocks mit Kinderbe-
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treuung als Wochenendseminar, Campuserholung in den Sommerferien und in 

den Herbstferien, in der Zeit der Überschneidung mit Langzeitveranstaltungen 

und Prüfungszeit, Semestereröffnung mit Kindern (Hoffest), Möglichkeit Kinder 

mit an der Arbeits- und Studienplatz zu bringen/ Vernetzung unter den Eltern 

(vgl. näher ebd.) an. Für ausländische Studierende bietet das Sprachlernzent-

rum der FH Köln Deutschkurse an. Zudem werden an der Fakultät Seminare 

zum Thema Fachvokabular angeboten (vgl. ebd.). 

Die Fachhochschule Köln und die Fakultät haben Maßnahmen getroffen, um 

Studierenden mit Behinderung und chronischen Erkrankungen den Zugang zum 

Studium zu erleichtern. Genauere Informationen erhalten die Studierenden 

über das Portal „Barrierefreies Studium“ an der Fakultät sowie über die die 

Webseite der “Fachhochschule Köln – Studium mit Behinderung” (vgl. detail-

liert Antrag, A5.10). 
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4 Personelle, sächliche und räumliche Ausstattung 

4.1 Lehrende 

Unter Anlage 7 findet sich eine Lehrverflechtungsmatrix. Demnach sind im 

konsekutiven Master-Studiengang „Beratung und Vertretung im Sozialen 

Recht“ 13 hauptamtlich Lehrende (davon 10 Professoren) der Fachhochschule 

Köln eingebunden. Weitergehend sind vier nebenberuflich Lehrende eingebun-

den. Unter Anlage 9 finden sich Kurzbiographien der Lehrenden. Es werden 

Angaben gemacht zu den Denominationen bzw. Lehrgebieten, zur Qualifikati-

on, zu Arbeits- und Forschungsschwerpunkten sowie zu Lehrgebieten. 

Laut Hochschule verteilt sich die Lehre im Studiengang zu 77% auf Professo-

ren und zu jeweils 11,5% auf Lehrkräfte für besondere Aufgaben sowie Lehr-

beauftragte. 

Die Betreuungsrelation liegt bei 21 – 25 Studierenden pro Lehrendem. „Insge-

samt handelt es sich hier um ein rein rechnerisches Exempel, da sich die Lehr-

kapazität auf eine große Anzahl von Lehrenden der Fakultät als auch auf Lehr-

beauftragte verteilt“ (Antrag, B1.2). 

Für die Auswahl von Professoren gibt es ein strukturiertes Berufungsverfahren, 

das in der Berufungsordnung der Fachhochschule Köln geregelt ist (Prädi-

katspromotion, der Nachweis einer umfassenden wissenschaftlichen und pä-

dagogischen Eignung, die Begutachtung durch mindestens zwei auswärtige 

HochschullehrerInnen sowie eine mindestens fünfjährige berufliche Praxis). 

Bei Lehrbeauftragten werden neben erforderlichen Praxiskenntnissen auch 

fachwissenschaftlich ausgewiesene Personen und wissenschaftliche Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter mit Lehraufträgen bedacht. Bei der Auswahl der Lehr-

beauftragten wird darauf geachtet, dass es sich um Personen handelt, die im 

Bereich der Pädagogik der Kindheit und Familienbildung tätig sind, oder sich 

als Experten für diesen Bereich ausweisen können. Die Evaluation der von 

Lehrbeauftragten durchgeführten Lehrveranstaltungen fließt in die Evaluation 

des Studiengangs ein. 

Neu eingestellten Hochschullehrern wird zur hochschuldidaktischen Weiterbil-

dung eine Lehrdeputatsermäßigung im Umfang von 4 Semesterwochenstun-

den im ersten Jahr der Tätigkeit angeboten. Des Weiteren ist eine individuelle 

Fortbildung am Hochschuldidaktischen Weiterbildungszentrum des Landes 
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NRW möglich. Die FH Köln ist dem landesweiten Netzwerk für die hochschul-

didaktische Weiterbildung angeschlossen. Schließlich gibt es ein spezielles 

Lehrenden-Coaching für neuberufene Professoren (vgl. Antrag, B1.3/B1.4). 

4.2 Ausstattung für Lehre und Forschung 

Eine förmliche Erklärung der Hochschulleitung über die Sicherstellung der 

räumlichen, sächlichen und apparativen Ausstattung liegt vor (vgl. Anlage 8). 

Im Antrag unter B3.1 wird die sächliche und räumliche Ausstattung der Hoch-

schule detailliert beschrieben. Demnach werden die Veranstaltungen in den 

Räumen des Geisteswissenschaftlichen Zentrums der FH Köln, Ubierring 48 

durchgeführt. Raumflächen der Fakultät für Angewandte Sozialwissenschaften 

belaufen sich auf insgesamt 3808,5 m². Diese untergliedern sich in Seminar-

räume, Büroräume, Besprechungs- und sonst. Räume sowie PC Räume. 

„Für die ‚Bildungswerkstatt‘ des Studiengangs und des Weiteren zur Nutzung 

der Fakultät werden 2013 drei Lehrveranstaltungsräume mit einer Größe von 

311,57 m2, ein Treffpunktbereich mit einer Größe von 70,4 m2 und ein Au-

ßengelände neu ausgebaut. Hieraus ergeben sich flexible Raumformate für 

Veranstaltungen mit 30 bis 120 TeilnehmerInnen sowie Räumlichkeiten, die 

besonderen Lehrveranstaltungsformaten Rechnung tragen (wie Bewegung, 

musikalische Bildung, Spiel etc.)“ (Antrag, B3.1). 

Die Campusbibliothek Südstadt bietet (Stand: September 2012) 143.217 

gedruckte Bücher und Zeitschriften an. Die Hochschulbibliothek mit vier 

Standorten (Campus Südstadt, Campus Deutz, Campus Leverkusen und Cam-

pus Gummersbach) verfügt über 350.086 Printmedien. Hinzu kommen 15.572 

eBooks. Die Zahl der Abos für Print-Zeitschriften für die Fakultät für ange-

wandte Sozialwissenschaften beläuft sich auf 135. Die Kosten für Neuerwer-

bungen an Printmedien für die Fakultät 01 betrugen 2011 55.793 Euro. 

Die Bibliothek bietet ihren Medienbestand an allen vier Standorten der Fach-

hochschule Köln in Freihandaufstellung zur Ausleihe an. Über den Onlinekata-

log können die Nutzerinnen und Nutzer im gesamten Informationsangebot 

recherchieren und bei Bedarf Bücher aus anderen Standorten in die eigene 

Abteilungsbibliothek bestellen. 

Die Öffnungszeiten der Bibliothek reichen montags bis freitags einheitlich an 

allen Standorten der Fachhochschule Köln von 09:00 bis 22:00 Uhr und sams-
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tags von 10:00 bis 22:00 Uhr (Servicezeiten am Standort Köln von 09:00 bis 

20:00 Uhr, am Samstag von 10:00 bis 16:00 Uhr). Im Antrag unter B3.2 wird 

weitergehend der Literaturbestand der Fakultät sowie weitere bibliotheksrele-

vante Aspekte dargelegt (bspw. an allen Standorten Einzel- und Gruppenar-

beitsplätze, WLAN-Hotspots). 

Die EDV-Ausstattung wird ebenso wie die Finanzmittel für Hilfskräfte, Sach- 

und Investitionsmittel sowie Drittmittel im Antrag unter B3.3/B3.4 detailliert 

dargelegt. 
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5 Institutionelles Umfeld 

„Die Fachhochschule Köln ist die größte Hochschule für Angewandte Wissen-

schaften in Deutschland. An vier Standorten (Campus Südstadt, Campus 

Deutz, Campus Leverkusen und Campus Gummersbach) werden 19.782 Stu-

dierende von 402 Professorinnen und Professoren betreut. Elf Fakultäten bie-

ten ca. 70 Studiengänge aus den Ingenieurwissenschaften und den Geistes- 

bzw. Gesellschaftswissenschaften an; das Fächerspektrum umfasst die Berei-

che Architektur und Bauwesen, Informatik / Informations- und Kommunikati-

onstechnologie, Ingenieurwesen, Kultur und Gesellschaft, Information und 

Kommunikation, Medien und Wirtschaft. Hinzu gekommen sind im Herbst 

2009 Angewandte Naturwissenschaften. Alle Bachelor- und Masterstudien-

gänge der Fachhochschule Köln sind akkreditiert“ (Antrag, C1.1). 

Das „Modell der hochschuldidaktischen Differenzierung“, das laut Hochschule 

der zunehmenden Verschiedenartigkeit von Studierenden Rechnung trägt und 

diese insbesondere zu Beginn des Studium intensiv und unter Berücksichtigung 

ihrer individuellen Fertigkeiten unterstützt, zählt zu den zehn vom Stifterver-

band für die Deutsche Wissenschaft und der Kultusministerkonferenz ausge-

zeichneten Konzepten für exzellente Lehre an deutschen Hochschulen. 

Inter- und Transdisziplinarität in Forschung und Lehre zählen nach eigenen 

Angaben zu den Markenzeichen der Hochschule. Rund 70 Prozent der Projekt- 

und Abschlussarbeiten an der Fachhochschule Köln entstehen in Zusammen-

arbeit mit Unternehmen. 

„Ethik, Verantwortung, Nachhaltigkeit – unter diesen Prämissen vollzieht sich 

Forschung an der Fachhochschule Köln. Dies spiegelt sich auch in ihrem For-

schungsprofil; die Aktivitäten konzentrieren sich auf Themenfelder, die von 

besonderer Relevanz für Wirtschaft und Gesellschaft sind“ (ebd.). 

Im Antrag ebenda finden sich weitere Angaben zum Aufbau und der Organisa-

tion der Fachhochschule Köln (bspw. Fakultäten, Leitungsgremium, wissen-

schaftliche Einrichtungen). 

An der Fakultät für Angewandte Sozialwissenschaften studieren insgesamt 

1.766 Studierende (Stand 2013). Die Fakultät wurde 2002 gegründet und 

führte die vorherigen Fachbereiche Sozialpädagogik und Sozialarbeit zusam-

men. Sie gliedert sich in 7 Institute: 
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1. Institut für Angewandtes Management und Organisation in der Sozialen 

Arbeit 

2. Institut für die Wissenschaft der Sozialen Arbeit 

3. Institut für interkulturelle Bildung und Entwicklung 

4. Institut für Kindheit, Jugend, Familie und Erwachsene 

5. Institut für Medienforschung und Medienpädagogik 

6. Institut für Soziales Recht 

7. Institut für Geschlechterstudien 

„Die Fakultät ist, nimmt man das Drittmittelaufkommen als Messgröße, im 

Vergleich der Fachbereiche Sozialwesen in NRW besonders forschungsstark. 

Sie ist durch ihre Mitglieder in verschiedenen Forschungskontexten auf natio-

naler und internationaler Ebene präsent und hat zahlreiche Veröffentlichungen 

von Forschungsergebnissen vorzuweisen. (…) Inhaltlich sind u. a. folgende 

Schwerpunkte zu benennen: Migration, Interkulturelle Bildung und Organisati-

onsentwicklung, Virtuelle Welten und neue Fragen der Medienpädagogik im IT-

Zeitalter, Sozial-Raum-Management, Geschlechterstudien, Personalentwick-

lung im sozialen Bereich, Bildung und Begleitung von psychisch Kranken, Ab-

hängigen, Dementen, Re-Integration in Erwerbsarbeit (…), Berufseinstieg und 

Berufsverläufe in der Sozialen Arbeit, kulturpädagogische Aktivitäten, 

(früh)kindliche Erziehung und Bildung in Familie und (vor-)schulischen Einrich-

tungen, nonformale Bildung, internationale Jugendarbeit, politische Jugendbil-

dung und Jugendarbeit, Medizinethik“ (Antrag, C1.2). 

Aktuell werden folgende Studiengänge/Abschlüsse an der Fakultät angeboten:  

- Soziale Arbeit/Social Work / B.A. (seit WS 2005/2006, seit 2011 auch in 

Teilzeit), 

- Pädagogik der Kindheit und Familienbildung / B.A. (seit WS 2008/2009), 

- Beratung und Vertretung im sozialen Recht / M.A. (konsekutiv, seit WS 

2004/5), 

- Pädagogik und Management in der Sozialen Arbeit / M.A. (konsekutiv, seit 

WS 2006/07), 

- Handlungsorientierte Medienpädagogik / M.A. (konsekutiv, seit SoSe 2011) 

in Kooperation mit der Donau-Universität Krems. 
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Die Fakultät hat auf Initiative des Dekans gemeinsam mit dem Fachbereich 

Bildungswissenschaften der Universität Duisburg-Essen und den (Fach-

)Hochschulen Niederrhein, Düsseldorf und KatHo NRW bei der Hans-Böckler-

Stiftung einen Antrag auf Einrichtung eines kooperativen Graduiertenkollegs 

gestellt, der Ende 2009 positiv beschieden wurde. Darüber werden acht Pro-

motionsstipendien finanziert. Im Juli 2009 wurde zwischen den genannten 

Hochschulen ein Rahmenvertrag über die Durchführung kooperativer Promoti-

onsverfahren beschlossen. Zusätzlich wurde in Kooperation zur Universität 

Duisburg-Essen und der Fachhochschule Düsseldorf im Jahr 2012 das Promo-

tionskolleg zum Thema „Leben im transformierten Sozialstaat“ gegründet. 

Durch das Promotionskolleg wurden 12 Doktorandenstellen geschaffen. 
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6 Gutachten der Vor-Ort-Begutachtung 

I. Vorbemerkung: 

Die Vor-Ort-Begutachtung des von der Fachhochschule Köln zur Akkreditie-

rung eingereichten konsekutiven Master-Studiengangs „Beratung und Vertre-

tung im Sozialen Recht“ (Vollzeit) fand am 16.07.2013 in der Fachhochschule 

Köln, Campus Köln zusammen mit dem Bachelor-Studiengang „Pädagogik der 

Kindheit und Familienbildung“ statt. 

Von der Akkreditierungskommission wurden folgende Gutachterinnen und 

Gutachter berufen:  

- als Vertreterinnen der Hochschulen: 

Frau Prof. Dr. Ursula Fasselt, Fachhochschule Frankfurt am Main 

Frau Prof. Dr. Sylvia Kägi, Fachhochschule Kiel 

Frau Prof. Dr. Dagmar Kasüschke, Pädagogische Hochschule Schwäbisch 

Gmünd 

- als Vertreter der Berufspraxis:  

Herr Lothar Flemming, Landschaftsverband Rheinland, Dezernat Soziales 

und Integration, Köln 

- als Vertreterin der Studierenden: 

Frau Regina Nuss, Hochschule Niederrhein 

Gemäß den vom Akkreditierungsrat beschlossenen „Regeln für die Akkreditie-

rung von Studiengängen und für die Systemakkreditierung“ (Beschluss des 

Akkreditierungsrates vom 08.12.2009 i. d. F. vom 20.02.2013; Drs. AR 

20/2013) besteht die Aufgabe der Gutachterinnen und Gutachter im Akkredi-

tierungsprozess in der Beurteilung des Studiengangskonzeptes und der Plausi-

bilität der vorgesehenen Umsetzung im Rahmen der Hochschule. Insbesondere 

geht es dabei um die „Qualifikationsziele des Studiengangskonzeptes“, die 

„konzeptionelle Einordnung des Studiengangs in das Studiensystem“, das 

„Studiengangskonzept“, die „Studierbarkeit“, das „Prüfungssystem“, „studi-

engangsbezogene Kooperationen“, die (personelle, sächliche und räumliche) 

„Ausstattung“, „Transparenz und Dokumentation“, die Umsetzung von Ergeb-

nissen der „Qualitätssicherung“ im Hinblick auf die „Weiterentwicklung“ des 

Studienganges (im Falle der Re-Akkreditierung sind insbesondere Evaluations-

ergebnisse und Untersuchungen zur studentischen Arbeitsbelastung, des Stu-

dienerfolgs und des Absolventenverbleibs vorzulegen und im Rahmen der Wei-
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terentwicklung des Studienganges zu berücksichtigen und umzusetzen) sowie 

die Umsetzung von „Geschlechtergerechtigkeit und Chancengleichheit“. Bei 

„Studiengängen mit besonderem Profilanspruch“ sind zudem die damit ver-

bundenen Kriterien und Anforderungen zu berücksichtigen und zu überprüfen. 

Das Gutachten und der Vor-Ort-Bericht der Gutachtergruppe gliedern sich nach 

den vom Akkreditierungsrat vorgegebenen „Kriterien für die Akkreditierung 

von Studiengängen“ gemäß den „Regeln für die Akkreditierung von Studien-

gängen und für die Systemakkreditierung“ (Beschluss des Akkreditierungsrates 

vom 08.12.2009 i. d. F. vom 20.02.2013; Drs. AR 20/2013). 

II. Der zu akkreditierende Studiengang: 

Der von der Fachhochschule Köln, Fakultät für angewandte Sozialwissen-

schaften, angebotene Studiengang „Beratung und Vertretung im Sozialen 

Recht“ ist ein konsekutiver Master-Studiengang, in dem insgesamt 120 ECTS-

Anrechnungspunkte nach dem „European Credit Transfer System“ vergeben 

werden. Ein ECTS-Anrechnungspunkt entspricht einem Workload von 30 

Stunden. Das Studium ist als ein vier Semester Regelstudienzeit umfassendes 

Vollzeitstudium konzipiert. Der Gesamt-Workload beträgt 3.600 Stunden. Er 

gliedert sich in 544,5 Stunden Präsenzzeit, 2.695,5 Stunden Selbstlernzeit 

inkl. Zeit für die Erstellung der Abschlussarbeit und das Kolloquium sowie 

Praxisstudium im Umfang von 360 Stunden. Der Studiengang ist in 17 Module 

gegliedert, die alle erfolgreich absolviert werden müssen. Das Studium wird 

mit dem Hochschulgrad „Master of Arts“ (M.A.) abgeschlossen. Zulassungs-

voraussetzung für den Studiengang ist ein abgeschlossenes Hochschulstudium 

aus den Bereichen der Sozialen Arbeit (Sozialarbeit/ Sozialpädago-

gik/Sozialwesen, der angewandten Sozialwissenschaften), der Pädagogik, der 

Gesundheits- und Pflegewissenschaften sowie benachbarter sozialwissen-

schaftlicher Fächer. Die Abschlussnote des Hochschulstudiums muss mindes-

tens „gut“ und die Regelstudiendauer muss mindestens drei Jahre betragen. 

Dem Studiengang stehen insgesamt 30 Studienplätze pro Jahr zur Verfügung. 

Die Zulassung erfolgt jeweils zum Wintersemester. Die erstmalige Immatrikula-

tion von Studierenden erfolgte im Wintersemester 2004/2005. 
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III. Gutachten 

1. Qualifikationsziele des Studiengangskonzeptes 

Die Gutachtergruppe empfiehlt, das Modulhandbuch bezogen auf die überar-

beitete Modulstruktur anzupassen. Darüber hinaus orientiert sich das Studien-

gangskonzept an Qualifikationszielen. Diese entsprechen den in den „Kriterien 

für die Akkreditierung von Studiengängen“ formulierten Anforderungen. 

2. Konzeptionelle Einordnung des Studiengangs in das Studiensystem 

Die Gutachtergruppe empfiehlt, die Modulbeschreibungen durchgängig orien-

tiert an den Vorgaben des Qualifikationsrahmens für Deutsche Hochschulab-

schlüsse zu formulieren. Der Studiengang entspricht darüber hinaus den An-

forderungen des Qualifikationsrahmens für deutsche Hochschulabschlüsse 

vom 21.04.2005, den ländergemeinsamen Strukturvorgaben für die Akkredi-

tierung von Bachelor- und Master-Studiengängen vom 10.10.2003 in der Fas-

sung vom 04.02.2010 sowie der verbindlichen Auslegung dieser Vorgaben 

durch den Akkreditierungsrat.  

3. Studiengangskonzept 

Die Gutachtergruppe empfiehlt die Nachreichung eines Studienverlaufsplanes, 

der den Studiengang in einer gestreckten Variante für berufstätige Studierende 

abbildet. Das Studiengangskonzept entspricht darüber hinaus den in den „Kri-

terien für die Akkreditierung von Studiengängen“ formulierten Anforderungen. 

4. Studierbarkeit 

Die Studierbarkeit ist gemäß den „Kriterien für die Akkreditierung von Studien-

gängen“ gewährleistet.  

5. Prüfungssystem 

Die Prüfungsordnung ist um eine Regelung zur ECTS-Note sowie um Anerken-

nungsregelungen für außerhochschulisch erworbene Leistungen zu erweitern 

und genehmigt nachzureichen. Die Prüfungsordnung ist einer Rechtsprüfung 

zu unterziehen. Das Prüfungssystem entspricht darüber hinaus den in den 

„Kriterien für die Akkreditierung von Studiengängen“ formulierten Anforderun-

gen. 
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6. Studiengangsbezogene Kooperationen 

Der Studiengang wird in alleiniger Verantwortung der Fachhochschule Köln 

angeboten, damit hat Kriterium 6 keine Relevanz.  

7. Ausstattung 

Die Ausstattung entspricht den in den „Kriterien für die Akkreditierung von 

Studiengängen“ formulierten Anforderungen.  

8. Transparenz und Dokumentation 

Studiengang, Studienverlauf und Prüfungsanforderungen einschließlich der 

Nachteilsausgleichsregelungen für Studierende mit Behinderung sind dokumen-

tiert und veröffentlicht.  

9. Qualitätssicherung und Weiterentwicklung 

Ergebnisse des hochschulinternen Qualitätsmanagements werden im Hinblick 

auf die Weiterentwicklung des Studiengangs berücksichtigt. Daten zur Evalua-

tion, zur studentischen Arbeitsbelastung, zum Studienerfolg und zum Absol-

ventenverbleib liegen vor und werden im Rahmen der Weiterentwicklung des 

Studiengangs genutzt. 

10. Studiengänge mit besonderem Profilanspruch 

Der Studiengang wird als Vollzeit-Studiengang in Präsenz an der Fachhoch-

schule Köln angeboten, dementsprechend hat Kriterium 10 keine Relevanz.  

11. Geschlechtergerechtigkeit und Chancengleichheit 

Konzepte der Hochschule zur Geschlechtergerechtigkeit und zur Förderung von 

Chancengleichheit für die Studierenden in besonderen Lebenslagen werden auf 

der Ebene des Studiengangs umgesetzt.  

IV. Vor-Ort-Bericht der Gutachtergruppe 

Die Gutachtergruppe traf sich am 15.07.2013 zu einer Vorbesprechung. Dabei 

wurden die zuvor versandten Unterlagen und die sich daraus ergebenden Fra-

gen und Probleme diskutiert. Des Weiteren wurde die am folgenden Tage 

stattfindende Vor-Ort-Begutachtung an der Hochschule strukturiert. 
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Die Vor-Ort-Begutachtung am 16.07.2013 wurde nach dem vorgegebenen 

Zeitplan durchgeführt. Die Gutachtergruppe wurde seitens der Geschäftsstelle 

der AHPGS begleitet. 

Die Gutachterinnen und Gutachter führten Gespräche mit der Hochschullei-

tung, mit VertreterInnen der Fakultät, den Programmverantwortlichen und 

Lehrenden sowie mit einer Gruppe von Studierenden. Auf eine Führung durch 

die Institution haben die Gutachterinnen und Gutachter verzichtet, da aus den 

vorgelegten Unterlagen hervorging, dass hinreichend gute Bedingungen für die 

Realisierung des Studienangebotes vorhanden sind.  

Im Rahmen der Vor-Ort-Begutachtung wurden der Gutachtergruppe folgende 

weitere Unterlagen zur Verfügung gestellt: 

- Ausführungen der Hochschule zur ECTS-Benotung. 

(1) Qualifikationsziele des Studiengangskonzeptes 

Mit dem konsekutiven Master-Studiengang „Beratung und Vertretung im So-

zialen Recht“ will die Fachhochschule Köln auf Professionalisierungsbedarfe in 

bestimmten Bereichen der Sozialen Arbeit reagieren. Neben der Ausbildung 

spezifischer Kompetenzen in der psychosozialen Beratung und Vertretung 

sollen vertiefte Kenntnisse im Sozial-, Jugendhilfe- und Familienrecht vermit-

telt werden. 

Der Studiengang qualifiziert damit in besonderem Maße für beratungsintensive 

Arbeitsfelder, in denen Menschen z.B. zu Fragen der Sozialleistungen beraten 

werden (Schuldnerberatung, Beratung bei Pflegebedürftigkeit, Seniorenbera-

tung, Beratung für Menschen mit Behinderung oder im Rahmen der rechtlichen 

Betreuung). Weitere Arbeitsfelder werden im Bereich der Schulsozialarbeit, der 

Klinischen Sozialarbeit, der Straffälligen-Hilfe und im Bereich der Kinder- und 

Jugendhilfe gesehen. 

Einführend bewertet die Gutachtergruppe die Zielsetzung des Master-

Studiengangs als sinnvoll und nachvollziehbar. Insbesondere aus Sicht der 

Berufspraxis sind die im Studiengang vermittelten Kompetenzen relevant, da 

diese bspw. in Bachelor-Studiengängen der Sozialen Arbeit nicht in dem Maße 

und Tiefgang ausgebildet werden können. 
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Ausführlich diskutiert wird demgegenüber jedoch die Frage nach der Ausrich-

tung des Studiengangs als konsekutives Modell, das in Vollzeit an der Fach-

hochschule Köln angeboten wird. Einmal wird die Frage aufgeworfen, ob es 

sich bei dem Studiengang nicht eher um ein weiterbildendes Studiengangskon-

zept handelt. So sind bspw. die Zulassungsvoraussetzungen recht breit ge-

fasst (abgeschlossenes Studium der Sozialen Arbeit, der Pädagogik, der Ge-

sundheits- und Pflegewissenschaften sowie benachbarter sozial-

wissenschaftlicher Fächer). Dies hat Auswirkungen auf die Inhalte des Studi-

engangs; so werden z.B. Grundlagen in den juristischen Fächern vermittelt, 

was wiederum aufgrund der breiten Zulassungsvoraussetzungen von Seiten 

der Gutachterinnen und Gutachter als sinnvoll erachtet wird. Darüber hinaus 

zeigen die Evaluationen des Studiengangs, dass die Mehrheit der Studierenden 

das Studium nicht in der Regelstudienzeit abschließt. Gründe dafür liegen 

vornehmlich in deren studienbegleitender Berufstätigkeit. 

Die für den Studiengang Verantwortlichen begründen die konsekutive Ausrich-

tung jedoch nachvollziehbar. So sind die zum Studium bislang zugelassenen 

Studierenden vornehmlich Absolvierende aus der Sozialen Arbeit. Auch bezieht 

sich die inhaltliche Ausrichtung vornehmlich auf bereits in Studiengängen der 

Sozialen Arbeit vermittelte Aspekte. 

Von Seiten der Gutachtergruppe angeraten wird gleichwohl, eine Studienvari-

ante zu skizzieren, die den Bedürfnissen von berufstätigen Studierenden ent-

gegen kommt. Diesbezüglich sollte neben dem Studienverlaufsplan für die 

Vollzeit-Variante die Teilzeit-Variante entsprechend transparent dargelegt wer-

den. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass sich das Studiengangskonzept 

an Qualifikationszielen orientiert, die fachliche und überfachliche Aspekte um-

fassen. 

Der Bereich der wissenschaftlichen Befähigung wird insbesondere in Modul 

16, dem Integrativen Projektseminar, bedient. Die Studierenden reflektieren die 

Praxis vor dem Hintergrund der Ergebnisse der aktuellen wissenschaftlichen 

Forschung. Im Austausch und in der Kooperation mit der Praxis werden selb-

ständig Projekte entwickelt, begleitet und bearbeitet. Darüber hinaus dienen 

auch die Master-Thesis sowie das vorbereitende Master-Seminar als Möglich-

keit zur vertieften, wissenschaftlichen Ausarbeitung einer entsprechenden 

Themenstellung. Die Forschungskompetenz und die wissenschaftliche Befähi-
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gung in den juristischen Fächern ergeben sich aus der methodischen Ausei-

nandersetzung mit Gesetzen und ihrer Interpretation und Anwendung auf den 

konkreten Fall. Dennoch wird angeregt, im Laufe der Weiterentwicklung des 

Studiengangs den Bereich der empirischen Sozialforschung zu stärken. Dies 

entspricht auch den von den Studierenden im Gespräch geäußerten Wün-

schen. 

Die Befähigung zum gesellschaftlichen Engagement und die Persönlichkeits-

entwicklung sind in dem zu akkreditierenden Studiengang schon allein auf-

grund dessen Zielsetzung wesentlich. So stehen unterschiedliche soziale Prob-

lemstellungen im Fokus, die durchgängig auch gesellschaftliche Relevanz 

haben. Beispielhaft ist das Modul „Ethik und Recht der Beratung“ anzuführen, 

in dem Studierenden Rechtsgrundlagen der Beratung und professionsethisches 

Orientierungswissen vermittelt und sie befähigt werden, bei der Gestaltung 

von Beratungen und bei der Bewältigung von Konflikten auf dieses Wissen 

systematisch zurückzugreifen. Ein weiteres Modul, in dem Kompetenzen zum 

gesellschaftlichen Engagement vermittelt und die Persönlichkeitsentwicklung 

gefördert werden soll, ist „Strukturen und Prozesse in Teamarbeit und Organi-

sationen“. Hier steht die Bedeutung von Rahmenbedingungen durch Organisa-

tionen für die professionellen Handlungsspielräume und die Teamdynamik im 

Mittelpunkt. 

Bezogen auf die Befähigung, eine qualifizierte Erwerbstätigkeit aufzunehmen, 

ist auf den durch die Berufspraxis angemahnten hohen Bedarf von Absolven-

ten/innen mit den im Studiengang vermittelten Kompetenzen zu verweisen. 

Gleichwohl ist anzumerken, dass – basierend auf den Ergebnissen der Absol-

ventenbefragung – die Mehrheit der Studierenden die Kompetenzen in ihrem 

schon vor Studienbeginn ausgeübten Berufsfeld einbringt. 

(2) Konzeptionelle Einordnung des Studiengangs in das Studiensystem 

Der zur Akkreditierung vorliegende konsekutive Master-Studiengang „Beratung 

und Vertretung im Sozialen Recht“ untergliedert sich in insgesamt 17 Module. 

Wahlmöglichkeiten für die Studierenden bestehen dahingehend, dass im Modul 

10 aus drei Wahlpflichtmodulen eines gewählt werden muss. Die Module ha-

ben in der Regel einen Umfang von 5 CP, Ausnahmen davon bilden die Mas-

ter-Thesis mit einem Umfang von 21 CP sowie das Master-Kolloquium mit 3 

CP und das Master-Seminar mit 4 CP. 
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Das Modulkonzept wurde im Rahmen der Akkreditierung bezogen auf die Vor-

gaben der Ländergemeinsamen Strukturvorgaben für die Akkreditierung von 

Bachelor- und Masterstudiengängen vom 10.10.2003 in der Fassung vom 

04.02.2010 angepasst. Die Gutachtergruppe regt in diesem Zusammenhang 

an, auch das Modulhandbuch bezogen auf das überarbeitete Modulkonzept 

anzupassen und einzureichen. Bei der Anpassung ist zu beachten, dass die 

Modulbeschreibungen durchgehend den Anforderungen des Qualifikationsrah-

mens für Deutsche Hochschulabschlüsse entsprechen. 

Der Studiengang entspricht den Anforderungen der Ländergemeinsamen Struk-

turvorgaben für die Akkreditierung von Bachelor- und Masterstudiengängen 

vom 10.10.2003 in der Fassung vom 04.02.2010 sowie der verbindlichen 

Auslegung und Zusammenfassung der Vorgaben durch den Akkreditierungsrat. 

(3) Studiengangskonzept 

Die Gliederung des Studiengangs mit dessen 17 Modulen wurde unter Kriteri-

um zwei schon einführend erläutert. Das Modulkonzept wurde im Zuge der 

Akkreditierung von Seiten der Hochschule bezogen auf die Ländergemeinsa-

men Strukturvorgaben hinsichtlich der Modulgrößen angepasst. Die Gutach-

tergruppe kommt vor diesem Hintergrund und mit Blick auf die in den einzel-

nen Modulen vermittelten Inhalte zu der Bewertung, dass das 

Studiengangskonzept die Vermittlung von Fachwissen und fachübergreifen-

dem Wissen sowie von fachlichen, methodischen und generischen Kompeten-

zen umfasst. Es ist in der Kombination der einzelnen Module stimmig im Hin-

blick auf formulierte Qualifikationsziele aufgebaut und sieht adäquate Lehr- 

und Lernformen vor. 

Im Studium ist eine Praxisphase (Modul 17) vorgesehen, die so ausgestaltet 

ist, dass Leistungspunkte (6 ECTS-Credits) erworben werden können. Die 

Praxisphase kann beim jeweiligen Arbeitgeber oder in Einrichtungen, die aus-

reichenden Zugang zu Fällen und Beratungsmöglichkeiten bieten, absolviert 

werden. Die Studierenden erhalten für die Praxisphasen konkrete Aufgaben 

von Seiten der Hochschule, die dann auch wieder in die Seminare zurückflie-

ßen. 

Die Zugangsvoraussetzungen zum Studiengang sind festgeschrieben. Diese 

sind zwar sehr breit gefasst (siehe Kriterium 1), werden nach den diesbezügli-

chen Erläuterungen der Hochschule jedoch als hinreichend bewertet. 
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Die Anrechnung von außerhochschulisch erworbenen Kompetenzen ist bislang 

noch nicht geregelt. Entsprechend ist eine Änderung der Prüfungsordnung 

notwendig. Diese ist inkl. Bestätigung der Rechtsprüfung genehmigt nachzu-

reichen. 

Die Anrechnung von an anderen Hochschulen erbrachten Leistungen ist gemäß 

den Vorgaben der Lissabon Konvention unter § 10 geregelt. 

Regelungen zum Nachteilsausgleich von Studierenden mit Behinderung und 

chronischer Krankheit hinsichtlich zeitlicher und formaler Vorgaben im Studi-

um, beim Absolvieren von abschließenden oder studienbegleitenden Leis-

tungsnachweisen finden sich in §18, Abs. 4 der Prüfungsordnung. 

Die Möglichkeit, Studienphasen im Ausland zu verbringen, besteht während 

der Praxisphase. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, auch ein Semester 

oder Studienjahr im Ausland zu verbringen. Die Anrechnung von im Ausland 

besuchten Modulen wird frühzeitig geprüft, wobei die Studierenden von einer 

wissenschaftlichen Mitarbeiterin für Internationalisierung der Fakultät, dem 

Praxisreferat der Fakultät oder dem International Office der Fachhochschule 

Köln unterstützt werden. Die Studierenden erhalten dort neben Auskünften zur 

Anrechenbarkeit von im Ausland belegten Modulen auch Informationen zu 

Hochschul- und Praxiskooperationen, zu Finanzierungsmöglichkeiten sowie 

praktische Hinweise zur Organisation eines Auslandsaufenthaltes. Mobilitäts-

fenster werden somit curricular eingebunden.  

Zusammenfassend gewährleistet die Studienorganisation die Umsetzung des 

Studiengangskonzeptes. 

(4) Studierbarkeit 

Der zu akkreditierende Studiengang ist als Vollzeit-Studiengang mit einer Re-

gelstudienzeit von vier Semestern konzipiert. Pro Semester sind maximal sechs 

Module zu absolvieren, wodurch sich eine Prüfungsbelastung von maximal 

sechs Modulprüfungen pro Semester ergibt. 

Bezogen auf den mit Absolvierung des Studiengangs einhergehenden Arbeits-

aufwand (Workload) und unter Berücksichtigung der Anzahl der Studierenden, 

die den Studiengang innerhalb der Regelstudienzeit abschließen, lässt sich 

festhalten, dass die Arbeitsbelastung im Studiengang oder auch die Studienor-

ganisation als Vollzeit-Studiengang für die Mehrzahl der Studierenden nicht 
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angemessen erscheint. So ist die Mehrheit der Studierenden neben der Absol-

vierung des Studiengangs berufstätig. Ebenso schließt eine Mehrheit den Stu-

diengang nicht in der Regelstudienzeit (vier Semester) ab. Entsprechend emp-

fehlen die Gutachterinnen und Gutachter, einen „alternativen“ 

Studienverlaufsplan zu erarbeiten, der die Absolvierung des Studiengangs auch 

in Teilzeit darlegt und damit den Studierenden eine entsprechende Transparenz 

für berufstätige Studierende bietet. 

Die Eingangsqualifikationen der Studierenden finden im Studiengang Berück-

sichtigung. Die Prüfungsbelastung im Studiengang wird als adäquat und belas-

tungsangemessen bewertet, was auch durch die befragten Studierenden be-

stätigt wurde. 

Die studiengangsspezifischen ebenso wie die übergreifenden Betreuungsange-

bote werden im Gespräch mit den Studierenden explizit positiv hervorgehoben. 

Die fachbereichsübergreifende Beratungsstelle der Fachhochschule Köln fun-

giert als zentrale Studienberatung, in der sich die Studieninteressenten über 

die Studiengänge der Fachhochschule informieren können. Die studiengangs-

spezifische Beratung erfolgt vornehmlich durch die Studiengangskoordination 

und die Studiengangsleitung sowie die Lehrenden des Studiengangs. So haben 

die Studierenden die Möglichkeit, sich telefonisch, per E-Mail aber auch per-

sönlich an die Studiengangskoordinatorin zu wenden. Die Studiengangsleitung 

sowie die Lehrenden bieten Sprechstunden an. Angeregt wird, auch nach dem 

Gespräch mit den Studierenden, die bezogen auf die Betreuung aber auch weit 

darüber hinausgehende, vielfältige Möglichkeiten und Angebote der Hochschu-

le für die Unterstützung der Studierenden nach außen verstärkt darzustellen, 

um hier auch die Fachhochschule Köln als Benchmark für andere Hochschulen 

zu etablieren. 

Die im Studiengang zu absolvierenden Exkursionen werden von den Studieren-

den als grundsätzlich sinnvoll und zielführend eingeschätzt. Bemängelt wird 

jedoch, dass diese teilweise hohe Kosten mit sich bringen. Diesbezüglich wird 

angeregt, hier sozialverträgliche Lösungen zu entwickeln. 

Auch die Belange von Studierenden mit Behinderung werden berücksichtigt. 

Neben den in den letzten Jahren vorgenommenen, kontinuierlichen Verbesse-

rungen in der räumlichen Gestaltung und der Ermöglichung von barrierefreien 

Zugängen zu Vorlesungsräumen ebenso wie zur Bibliothek wurde bspw. ein 

spezieller Arbeitsplatz für Studierende mit Sehbehinderungen in der Bibliothek 
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eingerichtet (Leseplatz mit entsprechendem Vergrößerungsglas, PC-

Arbeitsplatz mit einem Lautsprechersystem, Brailleleser und -drucker). Die 

Fakultät verfügt über eine eigene Ansprechpartnerin für Studierende mit Be-

hinderung oder chronischen Erkrankungen. 

Diesbezüglich werden von Seiten der Hochschulleitung aber auch Verbesse-

rungspotentiale für die gesamte Hochschule gesehen. Von Seiten der Gutach-

tergruppe werden die Bemühungen diesbezüglich vollumfänglich unterstützt. 

Die weitreichenden fachlichen Erfahrungen der Fakultät für angewandte Sozi-

alwissenschaften sollten hier umfänglich eingebracht werden. 

(5) Prüfungssystem 

Im Studiengang sind alle Module mit einer Prüfungsleistung abzuschließen.  

Nachteilsausgleichsregelungen für behinderte Studierende hinsichtlich zeitli-

cher und formaler Vorgaben im Studium sowie bei allen abschließenden oder 

studienbegleitenden Leistungsnachweisen finden sich in der Prüfungsordnung 

unter §18, Abs. 4. 

Gemäß den „Rahmenvorgaben für die Einführung von Leistungspunktsystemen 

und die Modularisierung von Studiengängen“ der KMK (Beschluss vom 

04.02.2010) ist neben der Note auf der Grundlage der deutschen Notenskala 

von 1-5 bei der Abschlussnote zusätzlich auch eine relative Note obligatorisch 

auszuweisen. Es wird empfohlen, diese anhand einer ECTS-Einstufungstabelle 

(statistische Verteilung der Noten in Form einer Standardtabelle) zu etablieren 

und in der Prüfungsordnung zu verankern. 

Die im Entwurf vorliegende Prüfungsordnung ist überarbeitet in genehmigter 

Fassung einer Rechtsprüfung zu unterziehen und nachzureichen.  

(6) Studiengangsbezogene Kooperationen 

Der konsekutive Master-Studiengang „Beratung und Vertretung im Sozialen 

Recht“ wird in alleiniger Verantwortung der Fachhochschule Köln angeboten. 

Dementsprechend hat Kriterium 6 keine Relevanz.  
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(7) Ausstattung 

Der Studiengang soll in der zur Akkreditierung vorliegenden Fassung (geänder-

tes Modulkonzept) ab dem Wintersemester 2013/2014 für 30 Studierende 

angeboten werden. 

Die personelle, räumliche sowie sächliche Ausstattung wird als hinreichend 

bewertet. 

Die Maßnahmen zur Personalentwicklung und -qualifizierung werden hervorge-

hoben. Neben einer Lehrdeputatsermäßigung im Umfang von vier Semester-

wochenstunden für neu berufene Professoren im ersten Jahr der Tätigkeit an 

der Fachhochschule Köln und individueller Fortbildungen am hochschuldidakti-

schen Weiterbildungszentrum des Landes NRW sowie der Mitgliedschaft der 

Fachhochschule Köln im Netzwerk für die hochschuldidaktische Weiterbildung 

wird ein spezielles Lehrenden-Coaching für neuberufene Professorinnen und 

Professoren angeboten. 

Im Gespräch mit den Studierenden ist diesbezüglich jedoch eindrücklich, fest-

zustellen, dass nicht nur die neu berufenen Professorinnen und Professoren 

einen „guten Unterricht“ machen, sondern die Studierenden auch explizit von 

den Erkenntnissen der erfahrenen Professorinnen und Professoren profitieren. 

Angeregt wird, das sehr gut ausgearbeitete Lehrenden-Coaching auch dahin-

gehend zu nutzen, dass die erfahrenen Lehrenden, bspw. in Form von gemein-

sam durchgeführten Unterrichtseinheiten ihr Wissen an die jungen Lehrenden 

weitergeben. 

(8) Transparenz und Dokumentation 

Studiengang, Studienverlauf, Prüfungsanforderungen und Zugangsvorausset-

zungen einschließlich der Nachteilsausgleichsregelungen für Studierende mit 

Behinderung sind dokumentiert und veröffentlicht. 

Bewerberinnen und Bewerber mit Behinderung oder chronischer Erkrankung 

zählen zu den Fällen außergewöhnlicher Härte. Dieser Personengruppe werden 

2% der Studienplätze zugewiesen. Der Nachteilsausgleich diesbezüglich ist in 

§ 6, Abschnitt 2 der Verordnung über die Vergabe von Studienplätzen in Nord-

rhein-Westfalen geregelt. 
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(9) Qualitätssicherung und Weiterentwicklung 

Die Verfahren der Qualitätssicherung an der Fachhochschule Köln sind in ein 

elaboriertes Konzept eingebunden, das sich in die Durchführung von Lehreva-

luationen, Studierendenbefragungen, Verbleibstudien, Feedbackmanagement, 

externe Gutachten und Rankings untergliedert. Das Konzept soll zu einem 

prozessorientierten Betreuungs-, Lehr- und Evaluationssystem weiterentwickelt 

werden. 

Aus Sicht der Gutachtergruppe ist das Konzept zielführend. Ergebnisse des 

hochschulinternen Qualitätsmanagements werden bei den Weiterentwicklun-

gen des Studienganges berücksichtigt. 

Bezogen auf den zur Akkreditierung vorliegenden konsekutiven Master-

Studiengang „Beratung und Vertretung im Sozialen Recht“ berücksichtigt die 

Hochschule Evaluationsergebnisse, Untersuchungen der studentischen Ar-

beitsbelastung, des Studienerfolgs und des Absolventenverbleibs. 

Über die hochschul- und studiengangsübergreifenden Maßnahmen hinaus sind 

die Semesterauswertungsgespräche zum Ende eines jeden Semesters mit den 

Studierenden und den Lehrenden hervorzuheben. Die Gespräche dienen der 

Evaluation und Weiterentwicklung der Struktur- und Prozessqualität des Studi-

engangs. Bewertet werden die Modulinhalte, die Workloadverteilung und -

belastung, die Gewichtung und inhaltliche Verzahnung der Module und die 

Organisationsabläufe. In den einzelnen Lehrveranstaltungen führen die Dozie-

renden regelmäßig Feedbackrunden durch und kommunizieren diese Ergebnis-

se an die Studiengangsleitung und das Kollegium.  

Gewürdigt wird darüber hinaus der detailliert ausgearbeitete Hochschulent-

wicklungsplan, der die Entwicklungsperspektive und Maßnahmen der Fach-

hochschule Köln für den Zeitraum bis 2020 darlegt. Erläutert werden neben 

anderem Maßnahmen für Lehre und Studium, Forschung und Wissenstransfer 

sowie Internationalisierung. Weitergehend werden Aspekte wie Personalent-

wicklung, Gleichstellung oder auch die Positionierung der Fachhochschule Köln 

gegenüber den Hochschulen vor Ort sowie die Positionierung in der Region 

dargelegt. 

Weitergehend eindrücklich wird die Einbindung der Studierenden in die Weiter-

entwicklung der Studiengänge erlebt. So schildern diese im Gespräch, dass sie 
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– bei entsprechendem Eigenengagement – von Beginn an der Entwicklung der 

Studiengänge beteiligt wurden. 

(10) Studiengänge mit besonderem Profilanspruch 

Der Studiengang „Beratung und Vertretung im Sozialen Recht“ ist ein konse-

kutiver Master-Studiengang, in dem bei einer Regelstudienzeit von vier Semes-

tern 120 ECTS-Credits in Vollzeit an der Fachhochschule Köln zu absolvieren 

sind. Dementsprechend hat Kriterium 10 keine Relevanz. 

Der Studienverlaufsplan für berufstätige Studierende sollte – auch im Sinne 

dieses Kriteriums – eine entsprechende Streckung des Studienverlaufs nach-

vollziehbar darlegen.  

(11) Geschlechtergerechtigkeit und Chancengleichheit 

Die Aspekte der Geschlechtergerechtigkeit und Chancengleichheit werden im 

angesprochenen Hochschulentwicklungsplan der Fachhochschule Köln dahin-

gehend erläutert, dass sie ein strategisches Ziel einer zukunftsfähigen Hoch-

schulentwicklung sind. Ebenfalls werden Maßnahmen für Studierende mit 

gesundheitlichen Beeinträchtigungen, Studierende mit Kindern, ausländischen 

Studierende, Studierende mit Migrationshintergrund dargelegt. Bspw. sind zur 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf verschiedene Maßnahmen vorgesehen 

(flexible Arbeitszeitregelungen, Ermöglichung von Teilzeitarbeit, Einrichtung 

von Tele- und Heimarbeitsplätzen etc.). Die Maßnahmen werden im Hoch-

schulentwicklungsplan eindrücklich dargelegt. Bezogen auf den zur Akkreditie-

rung vorliegenden Studiengang ist ein Ziel, mehr männliche Studierende zu 

gewinnen. 

Im Gespräch mit der Hochschulleitung weist diese jedoch auf Nachfrage da-

rauf hin, dass das Inklusionskonzept der Hochschule Entwicklungsbedarf hat. 

So wird bspw. ab September 2013 eine Ansprechpartnerin für Studierende mit 

Beeinträchtigungen berufen. Die Fakultät für angewandte Sozialwissenschaf-

ten, an dem der zu akkreditierende Studiengang angesiedelt ist, agiert in die-

sem Zusammenhang als „Innovator“. Von Gutachterseite wird die Hochschule 

in ihren Bestrebungen zum weiteren Ausbau des Inklusionskonzeptes nach-

drücklich unterstützt. 
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Insgesamt kommen die Gutachterinnen und Gutachter zu der Bewertung, dass 

die Konzepte der Hochschule zur Geschlechtergerechtigkeit und zur Förderung 

der Chancengleichheit umgesetzt werden. 

Zusammenfassung 

Die Fachhochschule Köln als größte Fachhochschule in Deutschland zeigt sich 

bezogen auf unterschiedliche Bereiche sehr innovativ und in ihren Maßnahmen 

zur Entwicklung der Hochschule hin zu einer „Hochschule neuen Typs“, die 

einerseits „universitäre Profilelemente besitzt – insbesondere die Möglichkeit 

zur eigenständigen Durchführung von Promotionsvorhaben in wissenschaftlich 

herausragenden Bereichen –, die aber andererseits ihren ausgeprägten Praxis-

bezug in allen Fächern und Studiengängen pflegt und stärkt sowie ihre interna-

tionale Ausrichtung forciert“ (Hochschulentwicklungsplan) als richtungsge-

bend. Die Verknüpfung von wissenschaftlichem Habitus mit der einer 

Fachhochschule profilgebenden Anwendungsorientierung wird auch und insbe-

sondere für die Fakultät für angewandte Sozialwissenschaften als zukunfts-

weisend erachtet. Die schon jetzt vorhandene Möglichkeit, Promotionskollegs 

auch in der Fakultät für angewandte Sozialwissenschaften zu absolvieren 

sowie die weitreichenden Vernetzungen der in der Fakultät ebenso wie im zur 

Akkreditierung vorliegenden Studiengang ermöglicht aus Sicht der Gutachter-

gruppe eine nachhaltige Professionalisierung in den sozialwissenschaftlichen 

Disziplinen.  

Angeregt wird, auch nach dem Gespräch mit den Studierenden, die vielfältigen 

Möglichkeiten und Angebote der Hochschule nach außen verstärkt darzustel-

len, um so auch die Fachhochschule Köln als Benchmark für andere Hochschu-

len zu etablieren. 

Bezogen auf den zur Akkreditierung vorliegenden Studiengang wird dessen 

Relevanz für den Arbeitsmarkt hervorgehoben. So sind die im Studiengang 

vermittelten Inhalte in verschiedensten Bereichen des Sozialwesens nützlich 

und dringend benötigt. 

Zusammenfassend kommen die Gutachterinnen und Gutachter entsprechend 

zu dem Ergebnis, der Akkreditierungskommission der AHPGS die Akkreditie-

rung des Master-Studiengangs „Beratung und Vertretung im Sozialen Recht“ 

zu empfehlen. 
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Zur weiteren Entwicklung und Verbesserung des Studiengangskonzeptes so-

wie der Studienbedingungen regen die Gutachterinnen und Gutachter folgen-

des an: 

- Das Modulhandbuch ist bezogen auf das überarbeitete Modulkonzept anzu-

passen und einzureichen. Bei der Anpassung ist zu beachten, dass die Mo-

dulbeschreibungen durchgehend den Anforderungen des Qualifikationsrah-

mens für Deutsche Hochschulabschlüsse entsprechen. 

- Die Prüfungsordnung ist um eine Regelung zur ECTS-Note sowie um Aner-

kennungsregelungen für außerhochschulisch erworbene Leistungen zu er-

weitern und genehmigt nachzureichen. 

- Die Prüfungsordnung ist einer Rechtsprüfung zu unterziehen. 

- Es ist ein Studienverlaufsplan für eine Teilzeit-Variante des Studiengangs 

nachzureichen, der darlegt, wie der Studiengang auch tätigkeitsbegleitend 

absolvierbar ist. 

- Es wird angeregt, bei der Weiterentwicklung des Studiengangs Aspekte der 

empirischen Sozialforschung verstärkt einfließen zu lassen. 

- Die im Studiengang angebotenen Exkursionen sollten so sozialverträglich 

wie möglich gestaltet werden. 
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7 Beschluss der Akkreditierungskommission 

Beschlussfassung der Akkreditierungskommission vom 10.10.2013 

Beschlussfassung vom 10.10.2013 auf Grundlage der Antragsunterlagen und 

des Bewertungsberichts inklusive Gutachten der Vor-Ort-Begutachtung, die am 

16.07.2013 stattfand. 

Die Akkreditierungskommission der AHPGS diskutiert die Verfahrensunterlagen 

und das Votum der Gutachtergruppe. Angemerkt wird, dass in § 13 der Prü-

fungsordnung für den Studiengang „Beratung und Vertretung im Sozialen 

Recht“ die Vergabe von ECTS-Noten vorgesehen ist. Weiterhin wird die Um-

setzung der Lissabon-Konvention in § 10 der Prüfungsordnung für den Studi-

engang „Beratung und Vertretung im Sozialen Recht“ diskutiert. 

Die Akkreditierungskommission fasst folgenden Beschluss: 

Akkreditiert wird der in Vollzeit angebotene konsekutive Master-Studiengang 

„Beratung und Vertretung im Sozialen Recht“, der mit dem Hochschulgrad 

„Master of Arts” (M.A.) abgeschlossen wird. Der erstmals zum Wintersemes-

ter 2004/2005 angebotene Studiengang umfasst 120 Credit Points (CP) nach 

dem ECTS (European Credit Transfer System) und sieht eine Regelstudienzeit 

von vier Semestern vor. 

Die Akkreditierung erfolgt für die Dauer von sieben Jahren und endet gemäß 

Ziff. 3.2.1 der „Regeln für die Akkreditierung von Studiengängen und für die 

Systemakkreditierung” (Drs. AR 20/2013 i. d. F. vom 20.02.2013) am 

30.09.2020. 

Die Dauer der vorläufigen Akkreditierung vom 17.09.2013 ist gemäß Ziff. 

3.3.1 bei der Akkreditierungsfrist mit eingerechnet. 

Für den Master-Studiengang werden folgende Auflagen ausgesprochen:  

1. Das Modulhandbuch ist bezogen auf das überarbeitete Modulkonzept anzu-

passen und einzureichen. Bei der Anpassung ist zu beachten, dass in den 

Modulbeschreibungen durchgängig das im Qualifikationsrahmen für Deut-

sche Hochschulabschlüsse gekennzeichnete Qualifikationsniveau für Mas-

ter-Studiengänge abgebildet wird. (Kriterium 2.2) 
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2. Die Anerkennung von in anderen Studiengängen erworbenen Studienleis-

tungen ist entsprechend der Lissabon-Konvention unter Berücksichtigung 

der Hinweise des Akkreditierungsrates zu regeln. (Kriterium 2.3) 

3. In einem Studienverlaufsplan ist darzulegen, wie der Studiengang auch 

tätigkeitsbegleitend absolvierbar ist. (Kriterien 2.3 und 2.8) 

4. Die Kriterien für die in § 10 Abs.1 S.3 der Prüfungsordnung für den Studi-

engang „Beratung und Vertretung im Sozialen Recht“ vorgesehenen An-

rechnung außerhochschulisch erworbener Kompetenzen sind darzulegen. 

(Kriterium 2.3) 

5. Die Prüfungsordnung ist nach der Genehmigung einzureichen. Die Prü-

fungsordnung ist einer Rechtsprüfung zu unterziehen. (Kriterium 2.5) 

Rechtsgrundlage der Auflagenerteilung sind die „Regeln für die Akkreditierung 

von Studiengängen und für die Systemakkreditierung“ (Drs. AR 20/2013 

i. d. F. vom 20.02.2013). 

Die Umsetzung der Auflagen muss gemäß Ziff. 3.1.2 bis zum 10.07.2014 

erfolgt und entsprechend nachgewiesen sein. 

Gemäß Ziff. 3.5.2 der „Regeln für die Akkreditierung von Studiengängen und 

für die Systemakkreditierung” (Drs. AR 20/2013 i. d. F. vom 20.02.2013) wird 

die Hochschule darauf hingewiesen, dass der mangelnde Nachweis der Aufla-

generfüllung zum Widerruf der Akkreditierung führen kann.  

Die Akkreditierungskommission unterstützt darüber hinaus die im Gutachten 

formulierten Empfehlungen. 

 

Freiburg, 10.10.2013 


